
Die Vorsitzende des
Ausschusses für Frauen, Wirtschaft und 
Beschäftigung
der Stadtverordnetenversammlung
Amt der Stadtverordnetenversammlung
E-Mail: stadtverordnetenversammlung@wiesbaden.de
Rathaus-Schlossplatz 6-65183 Wiesbaden
Telefon (0611) 31-3314
Telefax (0611) 31-3902
Sachbearbeiter: Herr Morbe

Wiesbaden, 28.11.2019

1. Den Mitgliedern des
    Ausschusses für Frauen, Wirtschaft und Beschäftigung
2. Den Fraktionen
3. Dem Magistrat
4. Nachrichtlich
    Frau Stadtverordnetenvorsteherin

Einladung

zur öffentlichen Sitzung
des Ausschusses für Frauen, Wirtschaft und Beschäftigung

am Dienstag, 3. Dezember 2019, um 17:00 Uhr, 
Rathaus, Raum 301 (3. Stock), Schlossplatz 6, Wiesbaden

- Vor Eintritt in die Tagesordnung findet eine Bürgerfragestunde statt -

Tagesordnung I 

    
1. Geschäftsordnungsangelegenheiten

    
1.1 Tagesordnung

    
1.2 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 22.10.2019



Seite 2 der Einladung zur Sitzung des Ausschusses für Frauen, Wirtschaft und Beschäftigung am 3. 
Dezember 2019

Bereich Wirtschaft: 

    
2. 19-F-05-0027 ANLAGE

Das „Wiesbaden-Stipendium“ – ein Leuchtturmprojekt für die Gründerregion

 - Antrag der FDP-Fraktion vom 18.06.2019 –
 - Überweisungsbeschluss Nr. 455 der Stadtverordnetenversammlung vom 31.10.2019 –

3. 19-F-01-0014 ANLAGE

Gemeinsam umwelt- und klimafreundlich feiern - Die Landeshauptstadt als Partnerin der Vereine 
und Verbände. 

 - Beschluss Nummer 98 des Ausschusses für Frauen, Wirtschaft und Beschäftigung vom 
22.10.2019 -

 - Hier: Benennung weiterer Teilnehmer/innen für die Projektgruppe -

4. 19-F-03-0022 ANLAGE

Umwelt- und klimafreundlich feiern – Nachhaltigkeitskonzept für Wiesbadener Feste

 - Beschluss Nummer 97 des Ausschusses für Frauen, Wirtschaft und Beschäftigung vom 
22.10.2019 -

 - Hier: Benennung weiterer Teilnehmer/innen für die Projektgruppe -

Bereich Beschäftigung: 

    
5. 19-V-23-0301 DL 69/19-1, 43/19-4, ANLAGE 

Schwarzarbeit und illegale Beschäftigung bei öffentlicher Auftragsvergabe bekämpfen

 - Beschlüsse Nr. 22 und Nr. 23 des Ausschusses für Frauen, Wirtschaft und Beschäftigung vom 
26.03.2019 -

 
- Der Magistrat berät hierzu voraussichtlich erst in seiner Sitzung am 03.12.2019 -



Seite 3 der Einladung zur Sitzung des Ausschusses für Frauen, Wirtschaft und Beschäftigung am 3. 
Dezember 2019

Bereich Frauen: 

    
6. 19-F-21-0057

Evaluation Mutterschutzgesetz

 - Antrag der Fraktionen SPD, CDU und Bündnis 90/Die Grünen vom 26.11.2019 –
 

Seit dem 1. Januar 2018 ist das neue Mutterschutzgesetz in Kraft. Zur Evaluation hatte die 
Gewerkschaft ver.di eine Online-Umfrage bis zum 15. Juli 2019 durchgeführt. Aufgefordert zur 
Teilnahme waren u.a. Betriebs- und Personalräte.

Der Ausschuss möge beschließen:

Der Magistrat wird gebeten zu berichten:

1. Wurden im Hinblick auf das Personal der Landeshauptstadt Wiesbaden bereits Erhebungen 
zur Evaluation des neuen Mutterschutzgesetzes durchgeführt und falls ja, mit welchem 
Ergebnis?

2. Welche Auswirkungen hatte das neue Mutterschutzgesetz seit Inkrafttreten auf die bei der 
Landeshauptstadt Wiesbaden und ihren Gesellschaften beschäftigten Frauen, insbesondere im 
Hinblick auf:

 Schutzfristen gemäß § 3,
 Verbot der Mehrarbeit und Einhaltung der Ruhezeiten gemäß § 4,
 Verbot der Nachtarbeit gemäß § 5,
 Verbot der Sonn- und Feiertagsarbeit gemäß § 6,
 Freistellung für Untersuchungen und zum Stillen gemäß § 7,
 Beschränkung von Heimarbeit gemäß § 8,
 Gefährdungsbeurteilungen gemäß § 10,
 Schutzmaßnahmen gemäß §13,
 Gesprächsangebote gemäß § 14?

    
7. Aktuelles aus dem kommunalen Frauenreferat

Bereich Allgemeines: 

    
8. 17-A-54-0006

Auswärtige Sitzungen des Ausschusses 

    
9. Verschiedenes
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Tagesordnung II 

    
1. 19-F-08-0055 ANLAGE

Wohnsitzlose Frauen in Wiesbaden

 - Bericht des Dezernates VI vom 24.10.2019 an den Ausschuss für Soziales, Gesundheit, 
Integration, Kinder und Familie –

    
2. 19-V-82-0007 DL 63/19-8

Änderung der Satzung über die Erhebung von Gebühren für die Märkte der Landeshauptstadt 
Wiesbaden (Marktgebührensatzung)

Falls ein Ausschussmitglied an der Teilnahme verhindert sein sollte, wird um Weitergabe der 
Einladung gemäß § 62 HGO gebeten.

Im Anschluss an die öffentliche Sitzung tagt der Ausschuss nicht öffentlich, falls Tagesordnungspunkte 
zur Beratung und Beschlussfassung in nicht öffentlicher Sitzung vorgesehen werden.

Schuchalter-Eicke
Vorsitzende

    


